
iiöerMnmi
tu»g.
leich.
in abwech-

Herrenüerg.
beider Nach-

mrd seine,
r Vergan-
eigenarti-

ansgestaltetsn.
xeid betrachtet

der bran >re
unmöglich

erg, obwohl
>dt die Bcr-
nen zuschie-

des Nach-
Herrenber-

lßig Fenster
en und wet-
drr Markt-

doch bunt««
er Stadt hat
virkt: HauS

den Stolz
ad das Rat¬
in der klei-

ceinander ab-
Fenster des
. 120.— im

cn zu über-
Heimat. Er

er 10 Jahre
entgcgen-

rt das Bei-
r auf dem
Stadt trotz

paar Mark
Srunnen mit
crenberg zum
nen und den

zwei Brun¬
einen klei¬

ner Gärtner,
Marktbrun-

Geld hat.
Zierde Eurer
ter Werbung
egenüber dem

w.

SN prsissn

alvv
6 u n g

mma
»stag
!4. Zutt

t
Säfte
h ei«

Frau

trag.
1Ur« berg

„Obersten
tätig , spricht

nd- 8 Uh»,
ie Frage:

mg oder
gdes
Rußland?
eutiouskrieg!
verbsiose: frei-
ltnde.D.

gskSepsk

ootiLppursts

e»LM

Srscheinungiwetse:
raglich mit Ausnahme
der Sonn- unä Festtage

Anzeigenpreir:
s) im Anzeigenteil:

6ieSeile20Solckpfennige
d) im «eklameteil:

äieSeil«6SSolckpfrnnlge
guf Lammelanzeigen
Kommen M/ , Zuschlag
zür platzvorschristen
kann keine Sewähr
übernommen weräen

S«r>cht«stanj
sür deicker «il« Ist Calw

Nr. 169

M

Amts - unä Anzetgeblatt für äen Sberamtsbezirk ealw

vezugsprek:
In 6er Staät 3SSol6pfennigr
wöchentlich mit Trägerlohn
Post-öezugspreir 35 Solck-
pfennige ohne vestellgelck

Schluß 6er Anzeigen¬
annahme8 Uhr vormittags

In Füllen HSHrrer Sewalt
besteht kein Unspruch auflieserung
üer Seltung oüer auf Nachzahlung

üee Sezugepreis«,

Femsprecher Nr. S
verantwort!. Lchriftleitung:
Frieckrich Hans Scheele

Druck un6 Verlag
6er N. OelschlSger'schen

önchäruckerei

Freilag,  den 22. 3uli 1932 Fahrgang 105

Ministerpräsidenlenkonferenz in Stuttgart
Der Reichskanzler will die Meinungsverschiedenheiten zwischen Reich und Ländern klären

TU. St « ttgart,  LS. Jnli . Bon zuständiger Seite wird
mitgeteilt Reichskanzler von Papen hat die Ministerpräsi¬
denten der deutschen Länder aus Samstag , den 28. Juli , zu
einer Besprechung in das württembergische Staatsministe-
ri«m nach Stuttgart eingeladen.

Wie die „Bossische Zeitung " erführt, werden sich Netchs-
innenminister von Gayl  und Neichsarbeitsminister
Schäffer  zusammen mit dem Reichskanzler zur Teilnahme
an der Ministerkonferenz der Länder nach Stuttgart begeben.
Stellungnahme Württembergs zu den Vorgängen in Preußen.

Die württembergische Regierung hat zu der Frage der
Einsetzung eines Staatskommissars für Preußen an den
Herrn Reichspräsidenten und an den Herrn Reichskanzler
ein Schreiben gerichtet. Der Wortlaut wird der Oeffentlich-
keit übergeben werden, sobald die Empfänger im Besitz des
Schreibens sein werden. — Der württembergische Staats¬
präsident Dr . Bolz  äußerte gestern in einer Wahlversamm¬
lung in Eßlingen  über die Vorgänge in Berlin : Was sich
in Berlin ereignet habe, hätten die Nationalsozialisten seit
langem in ihrer Presse täglich gefordert. Die Reichsregie¬
rung war lange in Geburtswehen mit der Notverordnung,
aber sie gehöre offenbar zu den stillen Abmachungen mit
Hitler . Die rechtlichen Gründe der Absetzung der preußischen
Regierung seien gesucht, um dem Volke klar zu machen, daß
um des Friedens willen eine ganze Regierung abgesetzt wer¬
den müsse. Formell stütze man sich auf die Verfassung.

Ein Appell des Reichskanzlers.
Reichskanzler von Papen weist in einer besonderen Ver¬

lautbarung nochmals darauf hin, baß die in Preußen ergriffe¬
nen Maßnahmen im Interesse der Ruhe und Ordnung , die
ln Preußen gefährdet waren, notwendig gewesen seien. Der
Reichskanzler wendet sich in einem Appell an die preußische
Bevölkerung, in dem er um die Aufrechtcrhaltung von Ruhe
und Ordnung bittet.

Die Prentzenklage morgen vor dem Staatsgerichtshof
Vom Staatsgerichtshos sür das Deutsche Reich ist Ver¬

handlungstermin über den Antrag detz bisherigen preußi¬
schen Staatsministeriums auf Erlaß einer einstweiligen Ver¬
fügung auf Samstag vormittag 10 Uhr anberaumt worden.
Den Vorsitz wird Reichsgerichtspräsident Dr . Bumke führen.

Der vom bisherigen preußischen Staatsministerium unter
Bezugnahme auf die gleichzeitig damit beim Staatsgerichts¬
hos sür das Deutsche Reich eingereichte Klage gestellte Antrag

lautet dahin: „im Wege der einstweiligen Verfügung anzu¬
ordnen, baß sich der durch die Verordnung des Reichspräsi¬
denten vom 20. Juli für das Land Preußen eingesetzte Reichs¬
kommissar einstweilen jeder Dienstausübung zu enthalten
hat".

Die abgesetzten preußischen Minister haben an den Reichs¬
präsidenten folgendes Telegramm gerichtet: „Nachdem wir
die Entscheidung des Staatsgerichtshofes angerufeu haben,
bitten wir ergebenst, mindestens die Vollziehung der Aus -
nahmemaßnahmen  bis zur Entscheidungdes Staats¬
gerichtshofes cinzuschränkenund namentlich insoweit auf-
zus  chi eb en,  als es sich um Eingriffe in unsere verfassungs¬
rechtliche Stellung als Staatsminister handelt".

Baden klagt gegen die Reichsregiernng
Das badische Staatsministerium hat an den Präsidenten

des Staatsgerichtshvses in Leipzig ein Telegramm gerichtet,
in dem es heißt: „Das Land Baden, vertreten durch das
badische Staatsministerium , erhebt gemäß Art. 19 der Reichs-
verfafsung Klage gegen die Reichsregierung mit dem An¬
träge festzustellen, - aß die Reichsregierung unbeschadet ihres
grundsätzlichen Rechts zur Einsetzung eines Reichskommis¬
sars in den Ländern aus Grund des Art . 48 der Reichsver¬
fassung nickst befugt ist: 1. Landesminister ihrer Minister-
etgenschaft endgültig zu entkleiden, und zwar weder dauernd
noch vorübergehend,' 2. Landesminister zu ernennen;
8. Einen ReichAommiflar zum Mitglied der Landesregie¬
rung zu ernennen; 4. Das Recht zur Instruktion der Reichs¬
ratsbevollmächtigten nach Art. 63 der Reichsverfassung dem
Rcichskommissarzu übertragen , oder sogar den Reichskom¬
missar selbst zum Reichsratsbevollmächtigten zu ernennen
oder ihm die Ernennung von Reichsratsbevollmächtigien zu
übertragen oder aber den Länderregierungen das Recht zur
Instruktion der Reichsratsbevollnrächtigten zu entziehen;
v. Landesveamte mit finanzieller Wirkung für das Land zuernennen.

Bayern will Preußen nicht sekundieren.
Zu dem Schritt Bayerns beim Staatsgerichtshof sür das

Deutsche Reich stellt die «Bayrische Staatszeitung " fest, daß
dieser Schritt nicht als Sekundantenstellung sür Preußen ge¬
wertet werden dürfe. Er sei nichts anderes als ein Schritt
zur prinzipiellen Klärung der Frage , ob die Einsetzung eines
Reichskommissarsan Stelle von Landesregierungen und die
Enthebung von Landesministern mit der Retchsverfafsung
vereinbar sei.

Verschärfter Waffengebrauch der Polizei
Sicherheilserlaffe des Berliner Militärbefehlshabers

Generalstreik ist Zuwiderhandlung gegen die Ausnahmeverordnung
TU. Berlin , 22. Juli . Der Militärbefehlshaber für Groß

Berlin und die Provinz Brandenburg , Generalleutnant von
Rundstebt,  hat an den Polizeipräsidenten in Berlin , das
Kommando der Berliner Schutzpolizei und an den Ober-
präsiöenten der Provinz Brandenburg und von Berlin fol¬
genden Erlaß gerichtet:

„Auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten zur
Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
in Groß-Berlin und Brandenburg bestimme ich: Die Polizei
hat, soweit Wasfengebrauch erforderlich ist, im Nahmen - er
geltenden gesetzlichen Bestimmungen energisch und
schnell st ens von der durch die Lage gebotenen
Art Ser Waffe Gebrauch zu machen,  um den er¬
forderlichen Zweck zu erreichen. Nur dadurch wird die
Wahrung der Staatsautorität sichcrgestellt und eine nicht zu
verantwortende Gefährdung sür Beamte und Unbeteiligte
vermieden. Niemals kann eine Beamter eine Entschuldigung
sür die Nichterfüllung seiner Pflicht oder die Nichtdurch¬
setzung eines Auftrages zur Aufrechterhaltung üer öffent¬
lichen Ruhe und Ordnung finden, wenn er den zur Er¬
reichung eines bestimmten Zweckes gesetzlich bestimmten Ge¬
brauch von seinen Waffen nicht rechtzeitig und nicht voll¬ständig gemacht hat. ^

Zusatz für den Oberpräsidenten von Brandenburg : Die
vorstehende Anordnung gilt auch für die Beamten der Land¬
lägerei und Ser kommunalen Polizei ."

In einem Schreiben an den Polizeipräsidenten in Berlin
und den Oberpräsidentcn der Provinz Brandenburg hat der
militärische Oberbefehlshaber über das weitere Verfahren
gegen Verteiler von Flugblättern , die zum Generalstreik
auffordern, folgendes ausgeführt:
. . ° - ralstxeik  als politisches Kampfmittel gegen
die Verordnung des Reichspräsidenten vom Sl». Jnli 1S8L be-
P-ntct eine wesentliche Gefährdung der öffentlichen Ruhe und
Or nnng. Die Aufforderungzu einem derart̂ «« General¬

streik durch Wort oder Schrift fZeitnngen» Flugblätter) be¬
deutet daher eine Zuwiderhandlung  gegen den 8 8
der Verordnung des Reichspräsidenten. Gegen Redner»Ver¬
fasser«nd Verteiler vo« Flugblättern»die znm Generalstreik
anffordern, ist daher gemäß8 8 -er Verordnungdes Reichs¬
präsidenten vorzugehe«.

KommunistischeBetriebsräteversammlnng«erboten.
Der Militärbefehlshaber für Berlin und Brandenburg

hat eine von der kommunistischen Partei nach der Hasenheide
einberufene Versammlung der „Betriebsräte ohne Unter¬
schied der Organisation " verboten. Von der Polizei wurden
in Berlin etwa 160 Personen verhaftet, die kommunistische
Flugblätter mit der Aufforderung zum Massenstreik ver¬teilten.

Strafantrag gegen Grzefinfki, Weiß «nd Heymannsberg
Gegen Grzosinski, Weiß und Heymannsberg ist auf Grund

des 8 3 der Notverordnung des Reichspräsidenten vom 20.
Juli über den militärischen Ausnahmezustand in Berlin und
Brandenburg von den zuständigen Stellen Strafantrag
gestellt worden. Der Paragraph 3 steht für Zuwiderhandlung
gegen Anordnungen des Militärbefehlshabers Gefängnis
oder Geldstrafe bis zu 18 000 RM . vor.

Großes Aufräumen i« Preußen.
Der Reichskommissar hat unter Gewährung des gesetz¬

lichen Wartegeldes sofort einstweilen in den Ruhestand ver¬
setzt:

Die Staatssekretäre:  Der Staatssekretär im Mini¬
sterium des Innern , Dr . Abegg, der Ministerialdirektor im
Ministerium des Innern , Dr . Badt , der Staatssekretär im
Ministerium für Handel und Gewerbe, Dr . Staudinger , der
Staatssekretär im Ministerium für Landwirtschaft, Domänen
und Forsten, Krüger.

Die Oberpräfidenten:  Der Provinz Niederschle¬
sien, Staatsminister a. D. LÜdemann. - er Provinz Sachsen,

Tages-Spiegel
Der Reichskanzler hat die Ministerpräsidenten der Länder zu

einer Besprechung aus den morgigen Samstag nach Stutt¬
gart eingeladeu.

*
Der Militärbefehlshaber fhr Berlin hat scharfe Erlasse

über Waffengebrauch der Polizei und gegen Streikprovoka¬
teure versügt.

*
In Preußen find 24 höhere Beamte, Staatssekretäre , Ober-

nnd Regierungs - «nd Polizeipräsidenten in den einstwei¬
ligen Ruhestand versetzt morde».

Der Staatsgerichtshos für das Deutsche Reich wird sich mor¬
gen mit der Staatsrechtsklage der früheren preußischen Re¬
gierung gegen die Reichsregierung befassen.

»
In der ersten Hälfte des Jnli trat , wie in den Vorjahre «,

eine Stockung in der Entlastung des deutschen Arbeitsmark¬
tes ein. Am 15. b. M. waren bei den Arbeitsämtern
5 492«00 Arbeitslose gemeldet, d. h. «m IS 600 mehr als
Ende Jnni.

Dr . Falck, der Provinz Schleswig-Holstein, Kürbis , der Pro¬
vinz Hessen-Nassau, Haas.

Die Regierungspräsidenten:  Dr . Fitzner in
Frankfurt a. O., Simons in Liegnitz, Weber in Magdeburg,
von Harnack in Merseburg, Dr . Herbst in Lüneburg, Dr.
Amelunxen in Münster in Westfalen.

Die Polizeipräsidenten:  Titze in Königsberg i.
Pr ., Dietrich in Kiel, Vauknccht in Köln, Früngel in Elbing,
Schübel in Hagen in Westfalen, Hohenstein in Kassel»Ossowski
in Oppeln, Eggerstedt in Altona . Die Polizeiöirek-
1oren : Polizeipräsident Mai in Wilhelmshaven, Dr . Thie-
mann in Schneidemühl. — Die genannten 24 Beamten gehö¬
ren sämtlich der SPD . an.
Der „Völkische Beobachter" -» de« Vorgänge« in Berlin

Zu der Absetzung der Preußenregierung schreibt der
„Völkische Beobachter" in einem Leitartikel am Donnerstag
u. a., damit habe der Kriegszug der vereinigten marxisti¬
schen Terroristen gegen das nationalsozialistische Deutsch¬
land einen Erfolg gezeitigt, den die Genossen bestimmt nicht
erwartet hätten. Der Plan der schwarzroten Systemverteiöi-
ger, durch di« fortgesetzten Ueberfälle und Morde die Reichs¬
regierung zur Wiedereinführung des Uniformverbotes zu
zwingen, sei vorbeigelungen. Es sei notwendig, auszu-
sprechen, daß die Einsetzung eines Reichskommissars für
Preußen und die Absetzung der roten Minister nur den
einen Sinn haben könne, damit den Anfang zu machen für
die notwendig gewordene allgemeine Säuberungsaktion un-
weiter die Voraussetzungen zu schaffen für die notwendig«
Bewegungsfreiheit - er nationalsozialistischen Partei . Die
Nationalsozialisten erwarten jetzt die Säuberung aller preu¬
ßischen Amtsstellen von den Nutznießern der November¬
parteien und die beschleunigte Wiederherstellung der Demon¬
strationsfreiheit der NSDAP.

SPD . und Zeutrnm protestiere«
Der Parteivorstand und Parteiausschuß der Sozialdemo¬

kratischen Partei Deutschlands haben einstimmig einen Be¬
schluß zu den Vorgängen in Preußen gefaßt, in dem es heißt:
„Der Parteiansschutz der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands brandmarkt vor dem ganzen deutschen Volke
und der ganzen Welt das gewaltsame und verfassungs¬
widrige Vorgehen der Reichsregierung gegen die preußische
Staatsregierung . Der gewaltsame Eingriff , der von den
Nationalsozialisten gefordert und von der Reichsregierung
vollzogen wurde, hat die verantwortungsfreudige Aufbau¬
arbeit der Sozialdemokratischen Partei tm preußischen Frei¬
staat vorläufig unterbrochen. Wie im Reiche ist jetzt auch i»
Preußen die Alleinherrschaft einer dichten Oberschicht auf¬
gerichtet und jeder Einfluß der breiten werktätigen Masten
vorläufig ausgeschaltet worden. Es liegt jedoch in - er Hand
des Volkes, durch die Wahl von Sozialdemokraten am 31.
Juli die gestörte Rechtsordnung der Republik wieder her¬zustellen."

Der geschäftsführende Vorsitzende der Deutschen Zen¬
trumspartei , der Reichstagsabgeordnete Joos,  erläßt eine
Erklärung , in der es heißt: Die unerhörten Vorgänge in
Preußen haben in der gesamten deutschen Zentrumspartei
stärkstes Befremden und tiefen Unwillen hervvrgerufen . An¬
hänger und Freunde der Partei wissen sich eins in der schärf¬
sten Ablehnung von Maßnahmen der Reichsregierung , die
nach unserer Ueberzengung mit der Verfassung nicht zu ver¬
einbaren sind. Ihrem Wesen als VerfaflnngSpartei treu , legt
die Deutsche AentrumSpartei feierlichst Verwahrung dagegen
ein, daß der Art . 48 der deutschen Reichsverfaffung nicht zur
Rettung des Volkes aus äußerster Not sondern zur Durch¬
setzung einseitiger Parteiwünsche benutzt wird.

^ I



v.Papen begründet die Preußenaktion
Reichskanzler von Papen hielt zurr Begründung

des Eingreifens des Reiches in Preußen auf allen deutschen
Sendern eine Rundfunkrede, in der er ausführte : Durch den
Herrn Reichspräsidenten bin ich zum Reichskommissar für
Preußen bestellt worben. In dieser Eigenschaft habe ich ans
Grund der mir erteilten Vollmacht den bisherigen preußi¬
schen Ministerpräsidenten Braun und den preußischen Mini¬
ster des Innern Severing ihrer Aemter enthoben. Die
Reichsregierung hat sich nach sorgfältigster Prüfung der Lage
entschlossen, diesen Schritt dem Herrn Reichspräsidenten vor-
zuschlagen. Sie beschränkt sich dabei auf die notwendigsten
Maßnahmen, die zur Wiederherstellung geord¬
neter  R e cht s z u stä n de  im preußischen Staatsgebiet er¬
forderlich sind. Lassen Sie mich zum Verständnis der Lage
kurz die politische Situation in Preußen , die Gründe für die
getroffenen Maßnahmen , schildern.

Die preußische Staatsregierung ist bereits am 19. Mai
freiwillig zurückgetreten und führte seitdem nur die lausen¬
den Geschäfte gemäß Artikel 59 der preußischen Verfassung.
Der neue Landtag ivar auf Grund der vom alten Landtag,
und zwar von den Parteien der Weimarer Koalition her-
beigesührten Aenderung der Geschäftsordnung, nicht in der
Lage, die Wahl eines Ministerpräsidenten vvrzunehmen. Die
aus diesem Vorgang beruhende parlamentarische Basis des
geschäftsführenüen Kabinetts ist entscheidend von der
taktischen Haltung der ko m m u n i stl sche n Par¬
tei abhängig;  denn nach den Wahlen zum Preußischen
Landtag entfallen 47 v. H. der abgegebenen Stimmen auf die
NSDAP , und die DNVP ., 37 v. H. auf alle übrigen Parteien
und der Rest von IS v. H. auf die Kommunisten. Ich will
hier nicht im Einzelnen zu der Frage Stellung nehmen, wie
weit man noch von geordneten parlamentarischen Verhält¬
nissen sprechen kann, ivenn durch die Haltung der einzelnen
Parteien der ko m m u n i sti sche u Partei eine
Schlüsselstellung  eingeräumt wird. Diese Vorgänge .^
allein Hütten die Regierung jedenfalls nicht veranlaßt , einen !
unmittelbaren Einfluß auf die Verhältnisse in Preußen zu !
nehmen. Ich möchte aber auf folgendes Hinweisen: !

Ich stehe nicht an, in aller Offenheit zu erklären, daß es
die sittliche Pflicht jeder Regierung ist, einen klaren
Trennungsstrich zwischen den Feinden des
Staates , den Zerstörern unserer Kultur und
den um Las Gemeinwohl ringenden Kräften
unseres Volkes zu ziehen.  Weil man sich zu dieser
dem einfachen und natürlichen Rechtsempfinden entsprechen¬
den Folgerung nicht entschließen konnte, weil man Sie sitt¬
lichen Elemente der politischen Bewegungen außer acht ließ,
hat sich von Monat zu Monat und von Tag zu Tag die
Radikalisierung des politischen Kampfes gesteigert, weil man
sich in maßgebenden politischen Kreisen nicht dazu ent¬
schließen kann, die politische und moralische Gleichsehung
von Kommunisten und Nationalsozialisten aufzugebcn, ist
jene unnatürliche Frontenbildung  entstanden,
die die staatsfeindlichen Kräfte der Kommunisten in eine
Einheitsfront gegen die Bewegung der NSDAP , einrciht.
Die Reichsregierung tst frei von parteipolitischen Bindun¬
gen. Sie ist aber nicht befreit von der sittlichen Pflicht, offen
die Feststellung zu treffen, daß durch eine solche
gleichberechtigte Einschaltung staatsseind-
licher Elemente in den politischen Kampf die
Grundlagen aufs äußerste gefährdet werden.

Die Reichsregierung war aber von dem Augenblick an zu
eigenem  Handeln verpflichtet, von dem an die zuerst nur
aus parteitaktischen Gründen erfolgte Einschaltung der Kom¬
munisten in eine Einheitsfront auch auf Maßnahmen ver¬
antwortlicher Regierungs st eilen Preußens
übergegriffen hat. Hier geht es um die Autorität deS Staa¬
tes . Hier durfte nicht gezögert werden, im Interesse des
Staates sofort Klarheit zu schaffen. Diese zwingende Not¬
wendigkeit eines Eingriffes hat sich gegenüber der preußi¬
schen Staatsregierung ergeben. Es ist kein Zufall, daß nur
in Preußen die kommunistischen Kampforganisationen einen
Umfang annehmcn konnten, der eine ständige Be¬
drohung der öffentlichen Sicherheit  darstellt.
Es ist kein Zufall, daß nur in Preußen der Wahlkampf von
einer erschreckenden Vermehrung blutiger Auseinanber-
ietzungen begleitet worden ist. Die Feststellungen der letzten
Zeit haben ergeben, daß die weitaus überwiegende Zahl der
schweren Unruhen nur auf Angriffe kommunistischer Terror-
gruppen zurückzuführen ist. Alle einzelnen polizeilichen Maß¬
nahmen, der hingebende Einsatz der örtlichen Polizeiorgane,
haben eine dauernde und sichere Herstellung geordneter Ver¬
hältnisse nicht erzielen können. Diese Aufgabe kann nur
durch planmäßige und zielbewußte Führung gegen die Ur¬
heber der Unruhen gelöst werden.

Die Reichsregierung hat die Feststellung machen müssen,
daß die Entwicklung der politischen Verhältnisse in Preußen
einer Reihe von maßgebenden Persönlichkeiten die innere
Unabhängigkeit genommen  hat , alle erforderlichen
Maßnahmen zur Bekämpfung der staatsfeindlichen Betäti¬
gung der KPD . zu treffen. Wenn beispielsweise hohe Funk¬
tionäre des preußischen Staates ihre Hand dazu bieten,
Führern der kommunistischen Partei die Verschleierung ille¬
galer Terrorabsichten zu ermöglichen, lvenn offen ein
preußischer Polizeipräsident seine Parteigenossen aufforbert,
man möge die Kreise der Kommunisten nicht stören — bann
wird die Autorität des Staates von oben her
in einer Weise untergraben , die für die
Sicherheit des Reiches unerträglich  ist.

Die Maßnahmen der Reichsregiernng richten sich nicht
gegen die Selbständigkeit des Landes Preußen , sie beschrän¬
ken sich bewußt darauf, die Grundlagen für die Wiederher¬
stellung eines ordnungsmäßigen Rechtszustandes zu schaffen.
Diese Grundlage muß aber die Wiederherstellung einer
Staatsautorität sein, die völlig frei von einer nur irgend¬
wie gearteten Verbindung zur staatsfeindlichen kommunisti¬
schen Partei ist. Die Reichsregierung will durch ihre Maß¬
nahmen eine geordnete Durchführung des
Wahlkampfes  sicherstellen. Sie wird die freie politische

Betätigung nur soweit einschränken, als es zur Aufrecht¬
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung unbedingt
erforderlich ist. Sie geht dabei von der Auffassung aus , daß
die Ruhestörer — gleichgültig von welcher Seite sie kommen
— so scharf in ihre Schranken zurttckgewiesen werden müs¬
sen, daß dem Volke der Austrag des Wahlkampfes ermöglicht
wird.

Im Verlauf der von mir als Reichskommissarfür Preu¬
ßen angeordncten Maßnahmen hat sich herausgestellt, baß
der bisherige preußische Innenminister der verfassungs¬
mäßig zu Recht erfolgten Verfügung des Herrn Reichspräsi¬
denten nicht folgen wollte. Er hat erklärt , nur der Ge¬
walt weichen zu wollen.  Nur aus diesem Grunde
hat die Neichsregierung, einer Ermächtigung des Herrn
Reichspräsidenten folgend, den militärischen Aus¬
nahmezustand  für Berlin und Brandenburg erklären
müssen. Der militärische Ausnahmezustand wird selbstredend
nur solange aufrechtcrhalten, als es die Herstellung gesicher¬
ter Verhältnisse verlangt.

Hirlsiefer entaeanet scharf
Durch das Büro des stellvertretenden preußischen Mini¬

sterpräsidenten, Minister Hirtsicfer,  wird der Oeffcnt-
lichkeit folgende Erklärung übermittelt : „Die Neichsrcgte-
rung hat die in der Geschichte einzig dastehenden Maßnah-

Zu den Vorgängen in Preußen

Der bisherige preußische Der bisherige preußische
Ministerpräsident Braun Innenminister Sevenng

ME

Reichskanzler Papen Oberbürgermeister Dr. Bracht
der Reichskomissar für Preußen der kommissarische

preußische Innenminister

Der Inhaber der vollziehenden Gewalt für Groß -Berlin
und Brandenburg , der Wehrkreiskommandeur Generalleut¬

nant von Rund sie dt.

Eine Erklärung
der Christlichen Gewerkschaften

Der Ausschuß der Christlichen Gewerkschaften für
Westdeutschland in Köln veröffentlicht zur politischen

men gegen Preußen in der Rundfunkrede des Reichskanzlers
mit der Behauptung begründet, daß die Entwicklung der
politischen Verhältnisse einer Reihe von maßgebenden Per¬
sönlichkeiten in Preußen die innere Unabhängigkeit
gegenüber den Kommunisten  genommen habe. Sie
hat hierfür zwei „Tatsachen" als Beweis angeführt : erstens,
daß ein nicht genannter höherer preußischer Funktionär den
Kommunisten Ratschläge gegeben habe, wie sie ihre Terror¬
akte verschleiern könnten, zweitens, baß ein preußischer Po¬
lizeipräsident geäußert habe, man sollte die Kreise der Kom¬
munisten nicht stören. Diese angeblichen Tatsachen sind bis¬
lang durch nichts bewiesen. Die Neichsregierung hat sie auch
bis zu der Rundfunkrede des Reichskanzlers der Staats¬
regierung nicht mitgeteilt und sie nicht um Stellungnahme
oder Abhilfe ersucht. Eine solche Mitteilung wäre wohl bas
mindeste gewesen, wozu die Reichsregierung verpflichtet ge¬
wesen wäre, bevor sie auch nur den mindesten Eingriff in
die preußische Staatshoheit , geschweige denn die nach der
Neichsverfassung überhaupt unzulässige Abset¬
zung von Staatsministern  verfügte.

Unrichtig  ist ferner die Behauptung des Neichskanz-
lers , daß die preußischen Minister es abgelehnt haben, mit
ihm zusammcnzuarbeiten. Sie haben es lediglich abgelehnt,
der Einladung einer nicht zur preußischen Staatsreglerung
gehörenden Persönlichkeit zu einer Sitzung der „preußischen
Staatsregierung " Folge zu leisten, weil sie nach der preu¬
ßischen Verfassung dem Reichskanzler ober Reichskommissar
nicht das Recht einräumen können, eine preußische Staats-
ministerialsitzung anzuberaumen und zu leiten."

Lage folgende Verlautbarung : Die unheilvolle innerpoli¬
tische Entwickelung der letzten Monate hat durch die Zwangs¬
maßnahmen für Preußen eine weitere Verschärfung erfah¬
ren. Wir protestieren namens unserer Mitglieder gegen ver¬
fassungswidrige Methoden, Land und Volk zu regieren. Wir
bekämpfen jede wie immer geartete Diktatur . Die verfas¬
sungsmäßigen Rechte des Volkes sowie die sozialen Lcbens-
rechte der Arbeiterschaft müssen unbedingt gewahrt und ge¬
sichert werden. Die Aufhebung des Uniform- und Demon¬
strationsverbotes ist die Hauptursache der gegenwärtigen bür-
gcrkriegsühnlichenZustände. Unablässig, um Ruhe und Ord¬
nung besorgt, fordern wir deshalb erneut sofortige Wieder¬
inkraftsetzung des Uniformvcrbots , vor allem aber fordern
wir ausreichende Maßnahmen für eine geordnere uns unge¬
störte Durchführung der Neichstagswahlen. Von den Christ¬
lichen Gewerkschaften erwarten wir nach wie vor Besonnen¬
heit und Disziplin . Provokationen radikaler Kreise sind ener¬
gisch zuriickzuweiscn. Für die Haltung der Bewegung gelten
auch in dieser für Arbeiterschaft und Volk gefahrdrohenden
Zeit nur die Weisungen der Leitung des Gesamtverbanbes
der Christlichen Gewerkschaften Deutschlands. Von dieser
Verlautbarung werden die Christlichen Gewerkschaftendem
Reichspräsidenten und dem Reichskanzler auch unmittelbar
Kenntnis geben.

Aufruf der Gewerkschaften
--- Berlin , 21. Juli . Von den Gewerkschaftsver«

bänden ivird folgender Aufruf verbreitet : Die neuesten
politischen Vorgänge haben die deutschen Arbeiter , Angestell¬
ten und Beamten in große Erregung versetzt. Sie müssen
trotzdem ihre Besonnenheit bewahren. Noch ist die Lage in
Preußen nicht endgültig entschieden. Der Staatsgerichtshof
ist angerufen. Die entscheidende Antwort wird das deutsche
Volk, insbesondere die deutsche Arbeitnehmerschaft, am
31. Juli geben. Es ist die Pflicht aller gewerkschaftlichen Or¬
ganisationen, aller Volksschichten, die auf dem Boden der
Verfassung und des Rechtes stehen, mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln dafür zu sorgen, daß diese Neichstagswahl
stattfindet. Weder der Terror der Straße , noch irgend eine
verfassungswidrige Diktatur darf verhindern , daß am
31. Juli das Volk von seinen höchsten Rechten Gebrauch
macht. Die vorbildliche Disziplin der deutschen Arbeiter,
Angestellten und Beamten ist auch in diesen schweren Tagen
unter allen Umständen aufrecht zu erhalten . Wir lassen uns
die Stunde des Handelns vom Gegner nicht vorschreiöen.

Kommunistenunruhen
TU. Berlin , 21. Juli . Am Kottbuser Damm hielten kurz

nach Mitternacht etwa 200 Kommunisten einen Straßenbahn¬
wagen und einen Omnibus an, zwangen die Fahrgäste zum
Aussteigen und versuchten, die Wagen umzuwerfen. Als ein
ileberfallkvmmando erschien, wurden die Beamten aus der
Richtung der Schönleinstraße unter starkes Pistolenfener
genommen. Die Polizei erwiderte das Feuer . Einer der
Demonstranten erhielt einen Brnstschuß, an dem er kurz dar¬
auf im Urbankrankenhaus verstarb. Die Ruhe konnte wieder
hergestellt werden.

*

TU. Weihwasser, 21. Juli . Im Zusammenhang mit einer
in Weihwasser stattgefundenen nationalsozialistischen Ver¬
sammlung kam es auf der Straße zu starken Ansammlungen
kommunistischer Elemente. Die Polizei wurde mehrfach rni
Steinen beworfen, worauf sie mehrere Schreckschüsse aSgab
Jetzt fielen auch aus der Menge Schüsse. Der kommunistische
Jugendführer aus Weihwasser, Kanitz, wurde getötet  und
mehrere andere Personen , darunter auch Polizciveamte, ver-
leht.

Abends unternahmen etwa 30 Kommunisten in der Nahe
von Bützfleth einen Feuerüberfall auf von einer Versamm¬
lung heimkehrenbe Nationalsozialisten. Die Stader ^ ,
stürmte sofort die Hecken und Gebüsche, in denen sich die
Kommunisten verborgen hielten. 12 Mann wurden festae-
nommen. Es wurde eine Aktentasche mit Kommunistischen
Flugblättern gefunden. Der Landrat alarmierte die Land-
jägerei und di- Stader Polizei . Die Beamten nahmen noch
in der Nacht Haussuchungen bei Kommunisten "or, wobei
zwei Gewehre und zahlreiche Munition gefunden wurden.
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Aus Stadt und Land
Calw , den 21. Juli 1932.

Persönliches
Wie die „Bayerische Hochschulzeitung" berichtet , hielt bei

der kürzlich von der Universität und der Technischen Hoch¬
schule München veranstalteten Weihe stunde für
Lange mark  o »n<z. jur . Gengenbach,  1 . Vorsitzender
de-- Asta der Universität München , eine eindrucksvolle Ge¬
denkrede . canä . jnr . Gengenbach ist der Sohn von Eugen
Gengenbach und seiner Gattin Amalie , geb. Schlaich, von
Calw , z. Z . in Pforzheim.

Schwimmbadunlage hei Bad Teinach
Aus Bad Teinach  wird uns geschrieben : Der Besitzer

des Gasthofes „zum Goldenen Faß ", Herr Fidel Eber¬
hard,  hat in zähem Fleiße in unmittelbarer Nähe von
Bad Teinach , im lieblichen , unberührten Rötenbachtale,
ein kleines Schwimmbad erstellt . Das Bad wird aus dem
Rötenbächlein mit reichlichem und kristallklarem Wasser ver¬
sorgt . Wenn auch die Ausmaße des Bades nur 7 : 20 Meter
sind, so dürfte mit seiner Erstellung doch dem dringendsten
Bedürfnisse nachgekommen sein.

Vom Rathaus Altensteig
Die Kosten für bi« Herstellung der Bettlerschecks

haben sich von 100 auf 120 RM . erhöht , weil der ursprüng¬
liche Voranschlag nur die Herstellung von Scheckheftchen zu
2 und 3 Rpf . und nicht auch, wie nachträglich gewünscht
wurde , zu 5 Rpf . vorsah . Der Stadtvorstand bemerkte , daß
es wünschenswert wäre , wenn die Einwohnerschaft mehr als
dies seither der Fall war , von dieser Einrichtung Gebrauch
machen würde . — Bereits in einer der letzten Gemeinde¬
ratssitzungen erwähnt « der Vorsitzende , nachdem sich in den
letzten Jahren gezeigt habe, daß trotz aller Bemühungen
eine Notstanbsarbeit zur ganzen Durchführung bzw. zur
Durchführung eines größeren Teils der Feldbcreinigung
und damit zur Beschäftigung der Erwerbslosen nicht zu er¬
reichen sei, habe er sich mit dem Arbeitsamt ins Benehmen
gesetzt, um die Frage zu prüfen , ob die Feld bereini¬
gungsarbeiten  nicht im Wege des Freiwilligen Ar¬
beitsdienstes in Angriff genommen werden können . Der Vor¬
sitzende des Arbeitsamtes Nagold , Reg .-Rat Dr . Stahlecker,
hatte nun in dankenswerter Weise sich bereit erklärt , dem
Gemeinderat eingehend Auskunft über die Möglichkeiten der
Beschäftigung der Erwerbslosen zu geben . Er führte in
längerer Rede übersichtlich und klar u. a. aus , es bestehen
vier Möglichkeiten zur Beschäftigung der Erwerbslosen , und
zwar die Pflichtarbeit , die Notstandsarbeit , der Freiwillige
Arbeitsdienst und die Fürsorgearbeit . Das Arbeitsamt habe
es begrüßt , daß die Stadtgemeinde in den letzten zwei Jahren
versucht habe, zur Beschäftigung der Erwerbslosen eine Not-
stanösarbeit durchzuführen . Die Schwierigkeiten der Geld¬
aufbringung und der Schulbaufnahme -Genehmigung seien
aber wohl zu große , als baß diese Art der Beschäftigung der
Erwerbslosen möglich sei. Für Pflichtarbeit eigne sich die
Fcldbereinigung nicht. Fürsorgearbeit werde hier mit den
Wohlfahrtserwerbslosen schon durchgeführt . Für die übri¬
gen Erwerbslosen bleibe sonach nur noch der Freiwillige
Arbeitsdienst . Dieser habe gegenüber der Notstandsarbeit
zwar den Nachteil , daß die Veschäftigungsdauer von der
Höchstbezugsdauer abgehe . Auf der anderen Seite erfolge
aber , solange der Arbeitsdienst daure , keine Aussteuerung.
Die Kosten des Freiwilligen Arbeitsdienstes werden , wenn
mit demselben diejenigen Arbeiten ausgeführt werden , di«
vorher für die Notstandsarbeit vorgesehen gewesen seien,
nämlich die Durchführung von Feldbereinigungswegen in
Weiherwiesen und Hohenhalde von der Nagold an für die
hiesige Stadtgemeinde noch rund 1600 RM . betragen , da ein
Zuschuß von 2 RM . pro Arbeitsdienstpflichtigen und Tag ge¬
leistet werde . Zu diesem Betrag würden jedoch noch die
Kosten des Materials kommen . Bei der Notstandsarbeit
wären die der Stadt verbleibenden Kosten wesentlich höher.
Die Vorteile des Freiwilligen Arbeitsdienstes liegen insbe¬
sondere auch darin , baß bet demselben insbesondere die
Jugendlichen durch freiwilligen Entschluß einer ernsten
Arbeit zugeführt werden . Da die Arbeit freiwillig sei, könne
jeder ArbeitSbienstpflichttge , falls ihm dieselbe nicht zusage,
die Arbeit jederzeit ausgeben , ohne daß er in der Erwerbs¬
losenfürsorge eine neue Sperrfrist oder sonstige Nachteile
erhalte . Von den Wohlfahrtserwerbslosen können 20—28

Prozent mitbeschäftigt werden , wenn dieselben unter 21 bzw.
28 Jahre alt seien, für die übrigen Wohlfahrtserwerbslosen
müßten wie bisher Fürsorgearbeiten weitergeführt rverdeu.
Nach eingehender Aussprache , bei welcher Reg .-Rat Dr.
Stahlecker alle gestellten Fragen eingehend beantwortete und
insbesondere das Für und Wider der Notstandsarbeit und
des Freiwilligen Arbeitsdienstes besprochen und auch von
Reg .-Rat Dr . Stahlecker klar bewiesen wurde , daß der Frei¬
willige Arbeitsdienst für die Erwerbslosen auch finanziell
günstiger sei als der Bezug von Arbeitslosenunterstützung,
wurde mit 6 zu 6 Stimmen und Stichentscheid des Vor¬
sitzenden beschlossen, den Freiwilligen Arbeitsdienst zur
Durchführung der eingangs erwähnten Feldbereinigungs-
arbeiten versuchsweise einzuführen unter der Voraussetzung,
daß die hierzu erforderlichen Mittel aufgebracht werden kön¬
nen und sich auch sonst keine unüberwindlichen Schwierigkei¬
ten ergeben . Bei der Beratung wurde insbesondere auch
darauf hingewiesen , baß die Schwierigkeiten , die sich durch
eine Feldbereinigung ergeben , immer größer werden , je
länger dieselbe hinausgezogen werde . Insbesondere sei der
Grundstückshandel in dem Gebiet der Fcldbereinigung nahe¬
zu lahmgelegt , solange dieselbe nicht durchgeführt sei. Es be¬
stehe aber in absehbarer Zeit wohl keine Möglichkeit , die
Feldberetnigung auf anderem Wege durchzuführen . Da durch
den Freiwilligen Arbeitsdienst auf die Erwerbslosen keiner¬
lei Zwang ausgeübt werde , sei dies« Art der Beschaffung der
Arbeitsgelegenheit wohl wert , daß «in Versuch damit ge¬
macht werde . — Zu einem Gesuch von Martin Traub um
Erteilung der Wi rtschaftserla u bnis  für die .Re¬
stauration ' von Karl Theurer und für einen Teil des Stadt¬
gartens wird dem Oberamt gegenüber eine Aeußerung ab¬
gegeben, mit welcher u. a. die Bedürsnisfrage zur Wirt¬
schaftserlaubnis bejaht wurde . Ferner wurde ein solches
Zeugnis für den Kriegerverein abgegeben , welcher beabsich¬
tigt , in und bei seinem im Langerberg erstellten Schicßhaus
zu wirtschaften . — Auch für Heuer soll wieder ein Hilfs¬
feldschütze  aufgestellt werben bet einer Entschädigung
von RM . 2.— im Tag.

Leichensunde im Wald.
In einem hart am Walde gelegenen Fischweiher bei Al¬

te n st e ig wurde die Leiche des zwanzigjährigen Sohnes des
Bayermühlenbesitzers Wurster , der seit Sonntag vermißt
wurde , herausgezogcn . Es liegt offenbar Freitod vor , doch
scheint rätselhaft , was den jungen Menschen in den Tod ge¬
trieben hat . Auf einer kleinen Ruhebank am See lag dessen
Hut und Schirm , sowie ein Andachtsbüchlein.

Aus Neuenbürg  wird berichtet : Einen grausigen
Fund machte im Wald nahe bei Neusatz ein Beerensucher.
Er stieß auf die Skelette zweier total verwester Leichen. Die
Schädel derselben wiesen deutlich sichtbar Schußverletzungcrr
auf . Den Umständen nach zu schließen dürfte es sich mit Be¬
stimmtheit um gemeinsamen Freitod eines Liebes - ober
Ehepaares handeln , denn am Fundort wurde eine Pistole
soivie eine abgeschossene Patronenhülse gefunden . Das ein¬
same Drama dürfte sich vielleicht um die Winterzett abgespielt
haben . Die sofort herbeigerufene Mordkommission aus
Stuttgart nahm die notwendigen Ermittelungen auf und
wirb sich vor allem um die Feststellung der Personalien be¬
mühen , denn im Overamtsbezirk selbst ist niemand als ver¬
mißt gemeldet.

Wetter für Samstag und Sonntag
Im Westen liegt immer noch Hochdruck, im Norden eine

Depression . Für Samstag und Sonntag ist wechselnd be¬
wölktes , aber vorwiegend trockenes Wetter zu erwarten.

Deckenpsronn , 21. Juli . Georg WoH Bauer war am
Mittwoch mit Güllenfahren beschäftigt. Sein sonst ruhiges
und frommes Pferd , durch die in der Mittagszeit gierigen
Stechmücken in Aufregung gebracht, scheute beim Höllen des
Fasses . Georg Wolf, der das Pferd am Zügel hatte , fiel
zu Boden und erhielt einen Fußtritt mitten ins Gesicht.
Nach Anlescn eines Notverbandes mußte er im Auto zum
Arzt gebracht werden, ' erhebliche Narben dürften ihm für
die Zukunft verbleiben.

SCB . Pforzheim , 21. Juli . Gestern mittag stießen vor
der Ein - und Ausfahrt des Maschinenhauses der Eisenbahn
am Gaswerk zwei einzelne Lokomotiven zusammen . Die
Führer beider Maschinen konnten noch rechtzeitig stark genug
bremsen , so daß nur Sachschaden entstand . Die beiden Loko¬
motiven , die sich gegenseitig aus den Gleisen gehoben und

aufgcbäumt hatten , wurden mit Winden wieder auseinander
und auf die Gleise gebracht. Eine Betriebsstörung trat nicht
ein.

SCB . Stuttgart , 21. Juli . Auf Anfrage erfahren wir an
zuständiger Stelle , daß über die Haltung Württembergs zur
Frage der Einsetzung eines Reichskommissars in Preußen
noch nichts Abschließendes gesagt werden kann . Die in Stutt¬
gart anwesenden Kabinettsmitglieder traten heute vormittag
zu einer Sitzung des Staatsmtnisteriums zusammen . Die
Sitzung wirb im Laufe des heutigen oder morgigen Tages
fortgesetzt werden.

SCB . Burgfelde «, O .-A. Balingen , 21. Juli . Morgens
kurz vor 7 Uhr brach im Dachstock der Wirtschaft zur Post
Feuer aus , bas sich mit rasender Geschwindigkeit über den
ganzen oberen Teil des Gebäudes ausbreitete . Außer dem
Vieh konnte nichts gerettet werden . Die hiesige Feuerwehr
war rasch zur Stelle , mußte sich aber zunächst auf die Ret¬
tung des etwa zweieinhalb bis drei Meter entfernten Rat¬
hauses beschränken. Bald traf die Motorspritze von Tailfin¬
gen ein , und da genügend Wasser vorhanden , konnte der
Brand auf seinen Herd beschränkt werden , womit jede wet¬
tere Gefahr für die Nachbarhäuser beseitigt war.

SCB . Ravensburg , 21. Juli . In der gestrigen Sitzung
des Gemeinderats wurde nach langerl Aussprache die Wie¬
dereinführung der 300prozentigen Bürgersteuer in nament¬
licher Abstimmung mit 14 gegen 9 Stimmen beschlossen und
ebenso dem Antrag zugestimmt , baß die Mittel des angesam-
melten Fonds für ein Stadtbad in Höhe von 37 090 Nm . zur
Tilgung des Abmangels aus dem Haushaltsplan 1931-1932
verwendet werden.

Geld-,Volks-und Landwirtschaft
Börse

SCB . Stuttgart , 21. Juli . Die Börse hatte sehr ruhiges
Geschäft bei etwas schwächerer Tendenz für Aktien , während
sich Goldpfandbrtefe teilweise erhöhen konnten.

Stuttgarter Kartosfelgroßmarkt.
Zufuhr 12g Ztr . Preis : 2,90- 3,40 NM . für 1 Ztr.

L. C. Berliner Produktenbörse vom 21. Juli.
Weizen , märkischer 248—247: Futtcgerste 161—172: Hafer,

märkischer 161—166: Weizenmehl 29,25—33,75: Noggenmehl
24,75—26,50: Weizenkleie 11,60—11,90: Noggenkleie 10,25 bis
10,60: Viktoriaerbsen 17—23: kleine Speiseerbsen 21—24: Fut¬
tererbsen 15—19: Peluschken 16—18: Ackerbohnen 15—17:
Wicken 17—19: Lupinen , blaue 10,50—11chO; Lupinen , gelbe
15—16,50,- Leinkuchen 10,40- 10,70; Erdnußkuchen 11,20—11,30:
Erdnußkuchenmehl 11,40—11,50; Sojaschrot 11—11,10. Ten¬
denz : Ruhig.

Stuttgarter Schlachtviehmarkt.
Dem Donnerstagmarkt am Städtischen Vieh - und Schlacht¬

hof wurden zugeführt : 6 Ochsen lunverkauft 5), 6 Bullen , 83
Jungbullen (45), 9 Kühe, 42 (22) Rinder , 26 Kälber , 428
Schweine.

Preise für 1 Pfund Lebendgewicht:
2157. 19. 7. 21. 7. 19. 7^

Ochsen: Psg- Pfg- Kühe: Pfg- Pfg-
ausgemästet — 30- 33 fleischig — 12- 14
voll fleischig — 25- 28 gering genährte — 9- 11
fleischig — 22- 24 Kälber:

Bullen: feinste Mast- und 35- 37 34- 37ausqemäftet 22 - 23 23—24 beste Saugkälber
vollfleischig 21—22 21—22 mittl. Mast - und 28—32 28—32fleischig 19- 20 19- 20 gute Saugkälber

Iungrinder: geringe Kälber 25—27 24- 27

ausaemästet
vollfleischig
fleischig
gering genährte

Kühe:
ausgemästet

28- 31
24- 27

34- 37
28- 32
24- 27

22- 27

Schweine:
über 300 Pfd.
240—300 Pfd.
200- 240 Pfd.
160- 200 Pfd.
120- 160 Pfd.
unter 120 Pfd.

44
44

43- 44
42—43
38- 40

44
44

43—4S
42—43
39- 41

vollflelschig — 17- 20 Sauen 30- 36 30- 36
Marktverkauf : Großvieh schleppend, Ueberstand ; Kälber

ruhig : Schweine mäßig.
Frachtpreise

Nagold : Weizen 12—13,50, Gerste 10—12, Haber 8
bis . 9,50 — Ravensburg : Fesen 10—10,25, Weizen 13
bis 13,35, Roggen 10,25—10,35, Gerste 8,50—9, Haber 8,60 bis
8,70, Saatgerste 8,50 — Ulm : Weizen 12,50- 13,20, Roggen
10,50—10,80, Gerste 9, Haber 7,50- 8,10 — Urach : Dinkel
9—10, Gerste 9,20- 10, Hafer 8,40- 9, Weizen 13

Danksagung
Statt Karten.

Für die wohltuende Teilnahme, die mir während der Krankheit
und anläßlich des Hinscheidens unserer lieben trcubesorgtenMutter Grok-
mutter und Tante ' "

Pauline Haller,„b. Wegler
insbesondere auch von der Nachbarschaft erfahren durften, soivie für die
trostreichen Worte des Herrn Dekan Roos und die zahlreichen Blumen-
Ipenven, sprechen ivir allen unseren herzlichsten Dank aus.

Die trauernden Hinterbliebenen:

Ortssteuerbeamtera. D. M. Haller  mit Kindern.
Calw, den 2l. Juli 1932.
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Oeffentlicher Vortrag.
Dipl .»3ng . Petermann - Rstrnberg
von April 1929—1931 als Berater der „Obersten

Baubehörde der Sowjetunion " In Rußland tätig , spricht

am Samstag , den 2S . Juli , abends 8 Uhr,
im Weih ' sthen Saale über die Frage:

W Mlük« W«
WM ? LLN ."
Zgleroentionskriegs gegen Sowjet-Mbland?

Ludendorff gegen den InteroentioMrieg!
Eintritt : 30 Psg. — Erwerbslose : frei.

Tannenbergbunde.D.
Bügele.
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Ltussgoriei'

Ibek ^ sickerl Ltuffaäl k ^
Hier de! V. tV Ia », lprlserir,
iv Uebevrvlir ILarl8 ob lax.

diicktr ist
äurststil-

lencler unä
beil>virken-
äsr als eine
lasse KÎ IB

7PE8Lplr ^ bIO
^lte ^ potbeke, Lslv,

Xpotkeke
in 6sä bisdenrell

Empfehle
Veerenmühle
und -Preffe

zur gesälligen Benützung u.
halte mein Lager in

bestens empfohlen
Friedrich Schab

«üsermeifter

Größen)

Sviimser
iso nscli!

Restlos«Hsttzner«ug«»>
u. Hornhaut-Vertilgung
a-tnB-rdaud—lei» Pslgst«,
kein Derschteben—kein Pinselrnn«Selbe.

Viele Anerkennungen
Nur S0 Psg.

Friedrich Schauselberger
Schuhgeschäft, Marbtstr . 7

Gut erhaltene

Größe 188/100 cm
einschließlich neuem Aus»
stellkasten verkauft billig

LH . Schlatterer

p - eirabrtsl ^ ,« kolgen snk proilLlrririkNe . —Lu » ekel,
Isa »«Wli«t>meinen Preisen « ;» nunmebN unrsse gute
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verNauran . reisen Sie an Niese« » airpieleni

NsnvLn - HlksLÄKItleiÄLr
fürs ttaus , Eartsn unci Sport, aus Wsscbsoiäo,
popslins . lVlacco usvv. . . 2.S2» 2.82» 1.82»
V0 » a - « lLSÄLD
tsils mit äacksn , in lilsin gomustsrton so« is
gsblumton Dossin, . . . . 18 .12» 12. » g^ g,

klÄULItHlOiirs»
scbuksrr u. scb« arr « siS, aus K.-S.-H4aloc, Voüs
u. Wollmoussslins , dis Er. S2 LS.-, 18.72»12.20»

vraebirszttAgs ItlstÄsk pg»
bäoäsllkioicisr, slsganto tlotts passons , In K. S.-
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vss » Ln - Lpo » « rarl «O«
in bisu, marins unä rot, isscbs porm
.12 .-. 8 .88. 8.88.
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sctiurarr . . . . . . . 2 »88 » 8 .82,2 .82»

Î A8NE !!t »8ÄÄ ?a farbig so « is Marino,
braun unä sebwarr . . . . 8 ^ 8 » h-80 » 2 .92»
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aus gutan , moä . Wasobstotfon , gsbiümi so « i« V " Al
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Kertbe5tämle
von vrnnenküßen
nur äissjsbligs , mori. Strobgstisobts >' ' on,
mit Slumon - u. Sanägarnitursn , ri- ' unisr it/Ioäsll-
Xopisn , obns POcksicm aut osn trObsrsn Vsr-
stautsprsis . . jstrti ^ seisr ttiit

auf 2 kxtratisciion im 1. Stock
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Unsere Kinder Ha«S und Emm«
setern am kommenden Samstag

und Sonntag , den 23. «nd 24. In«
ihre öffentliche

Nachhochzeit
Wir laden «nsere lieben Gäste
«nd Freunde hiez« herzlich ein

Carl Schnauffer und Fra«
Hotel Adler

Georg Stehle und Frau
> Klosterreichenbach

»

groksr

V ^ Zil L
im Saals von 6z . Itentsedler
^usgstüiirt von clsr^arrkapoils
i-iobniossr , pforriisim

Oberkollbach
Am Sonntag , den 24. Fnli , findet im Gasthos
-NM „Hirsch" eine

MMleOliW
statt. E » labet ei« der Besitzer

KLiilUNSI
diÄebstsn Sonntag , 6sn 24. ^uli,
tinüet in dsl» l »« nd » el » im 6ast-
iiaus rum „i-iirsod * grokvr
»Hi 18 Mi «Vsiatt .-p>umoristisosis
I SoiirammoikapsIIs-
l-iisru iacivt tivtiioiisl sin
vor Sssitrsr - vis KapsIIs

Siillliolel keiiiilon
VoUc 8tiim 1!e !ier üeäeralreuli

äer Opera- unä Xoarerträoxer» ^ IkrsN iUöwljx
aus tlsmburx am ,i>,i.r.',>.'.h l/«l.
»l»«i»a» 8'/«illbr. Llotritl 78 Ipksmlix.

08 ^ LL . 8NLIl«

6astiisus rum , i? Ö88l - ^ "
Sonntag,24. ^uli

V ^ XL
StrsiobkapsIIs Stsmmiisim

08 ^ s? s<0I - t-W/ithi6e ^ _̂

Sonntag, risn 24. äuli
tincistimOaststausr.biirsob

20 er keier
statt . - Es iacisn tesunci-
liobst sin . blsbrses 20sr

vkk dßcv- Kk^ ocbi
mit 1»In«nVLreb«»1«tt

ganr »nclorr«!r Kragsn 5on»tr
^iv kiat man Arg«? m'Uî ml

niĉ lgvA<SLc)ivn,
plSU»f. binc!»t imm«r »Ins«
gsur n«u«n um.

Ktr ^ o
0uki«n«kp»6>ung. Ktt .1L

Vsrksutsstollv:
u . vierlan " » , OaL^

klarktstraseo 8
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